
zurückliegenden Zeit auch intensiv um die Durchsetzung des 
Arbeitsschutzes bemüht, was seine Tätigkeit als ehrenamt­
licher Arbeitsschutzinspektor beweist. Es durfte auch nicht 
unberücksichtigt bleiben, daß der Angeklagte W. diese Tä­
tigkeit übernommen hat, ohne über eine ausreichende Qua­
lifikation zu verfügen. Auch wenn dabei zu beachten ist, 
daß jeder leitende Mitarbeiter sich bemühen muß, die er­
forderlichen Kenntnisse sich auch selbst anzueignen, durfte 
dieser Umstand bei der Einschätzung des Grades der Schuld 
nicht unberücksichtigt bleiben. Dabei ist ferner zu beachten, 
daß der Angeklagte vorhandene fehlerhafte Arbeitsmetho­
den übernommen und so weitergeführt hat. Es mußte auch 
in Betracht gezogen werden, daß der Angeklagte W. bei 
seinen Weisungen zur Einrichtung dieses Arbeitsorts zu­
nächst tatsächlich davon ausgehen konnte, daß von der 
Freileitung für den Arbeitsort keine Gefahren entstehen. 
Die Berücksichtigung dieser gesamten Umstände läßt den 
Schluß zu, daß der Grad der Schuld geringer ist, als vom 
Kreisgericht angenommen wurde.
Der Angeklagte M. hat seine Tätigkeit als Hebezeugführer 
bisher verantwortungsbewußt ausgeführt. Unkorrektheiten 
in der Auftragserteilung für die durchzuführenden Arbei­
ten, so die Nichtberücksichtigung des Fehlens eines einge­
wiesenen Anbinders, führten vom Beginn der Arbeiten an 
zu einer komplizierten Situation, die der Angeklagte M. 
sich nicht genügend bewußt gemacht hat. Das Fehlen eines 
eingewiesenen Anbinders hätte von ihm erfordert, allen 
Umständen, die zu einer Gefahrensituation führen konnten, 
besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Er konzentrierte 
sich jedoch einseitig auf eine Verständigung mit einem 
Werktätigen. Diese Unachtsamkeit steht im Widerspruch 
zum allgemein vorhandenen Verantwortungsbewußtsein 
des Angeklagten.
Unter Berücksichtigung dieser Umstände ist auch beim An­
geklagten M. davon auszugehen, daß der Grad der Schuld 
gering ist. Die vom Kreisgericht selbst zutreffend festge­
stellten Tatumstände durften daher nicht zur Begründung 
der Freiheitsstrafe angeführt werden, sondern hätten zur 
Anwendung einer milderen Strafart aus den Gründen des 
§ 62 Abs. 3 StGB führen müssen.
Aus den dargelegten Gründen war das Urteil des Kreis­
gerichts entsprechend dem Kassationsantrag und in Über­
einstimmung mit der Auffassung des Vertreters des Gene­
ralstaatsanwalts der DDR im Schuld- und Strafausspruch 
aufzuheben.
Ausgehend von der konkreten Tatschwere und der Persön­
lichkeit der Angeklagten waren sie unter Anwendung der 
Bestimmungen über die außergewöhnliche Strafmilderung 
auf Bewährung zu verurteilen. Die Bewährungszeit war 
für den Angeklagten W. auf zwei Jahre und sechs Monate 
und für den Angeklagten M. auf zwei Jahre festzusetzen. 
Für den Fall der schuldhaften Verletzung der Bewährungs­
pflichten war für den Angeklagten W. eine Freiheitsstrafe 
von einem Jahr und sechs Monaten und für den Ange­
klagten M. eine Freiheitsstrafe von einem Jahr anzu­
drohen.
Die vom Arbeitskollektiv übernommenen Bürgschaften wa­
ren zu bestätigen.

Zivilrecht
§ 101 ZGB; §§ 2 Abs. 2, 52 ZPO.
1. Grundsätzlich bleibt es dem Vermieter überlassen, wel­
che Heizquelle er dem Mieter anstelle eines verbrauchten 
Ofens zur Verfügung stellt, sofern gewährleistet bleibt, 
daß diese zur Beheizung des Raumes geeignet ist und 
keine Verschlechterung der Wohnbedingungen darstellt.
2. Zur Sachaufklärung, wenn zwischen Mieter und Vermie­
ter strittig ist, ob sich durch die Aufstellung eines transpor­
tablen Dauerbrandofens anstelle eines ortsfesten Kachel­
ofens die Wohnbedingungen des Mieters verschlechtert ha­
ben.
OG, Urteil vom 22. Juni 1976 - 2 OZK 8/76.

Der Kläger hat im Grundstück der Verklagten eine Woh­
nung gemietet. Das Wohnzimmer war. mit einem stationä­
ren Kachelofen ausgestattet. Da dieser verbraucht war, hat 
ihn die Verklagte durch einen transportablen Dauerbrand­
ofen ersetzt. Der Kläger sieht darin eine Verschlechterung 
seiner Wohnbedingungen. Er hat Klage erhoben und be­
antragt, die Verklagte zu verurtreilen, einen ortsfesten 
Kachelofen zu setzen.
Das Kreisgericht hat diesem Antrag stattgegeben und zur 
Begründung ausgeführt; Im Zuge der Modernisierung von 
Öfen bestünden grundsätzlich keine Bedenken, einen orts­
festen Kachelofen durch einen modernen Ofen zu ersetzen. 
Voraussetzung dafür sei, daß dem Mieter die Benutzung 
eines solchen Ofens zuzumuten ist Diese Voraussetzung sei 
jedoch im vorliegenden Fall nicht gegeben. Der Gutachter 
habe zum Ausdruck gebracht, daß ein ortsfester Kachel­
ofen wirtschaftlicher sei und daß Bedienungsfehler kaum 
vorkämen. Daher sei die Verklagte nicht berechtigt gewe­
sen, gegen den Willen des Klägers den Dauerbrandofen 
zu installieren, selbst wenn dieser — wie der Gutachter 
festgestellt habe — zur Beheizung des Raumes ausreiche 
bzw. zu groß sei und bestimmte negative Erscheinungen 
auf Bedienungsfehler zurückzuführen seien.
Gegen dieses Urteil hat die Verklagte Berufung eingelegt. 
Unter Wiederholung ihres wesentlichen Vorbringens aus 
der ersten Instanz hat sie noch darauf hingewiesen, daß ihr 
der Dauerbrandofen von der PGH empfohlen worden sei. 
Nach deren Ansicht sei es unzweckmäßig gewesen, in dem 
Wohnzimmer erneut einen festen Kachelofen zu setzen, da 
dieser mehr Platz einnehme als der Dauerbrandofen.
Der Kläger hat Abweisung der Berufung beantragt 
Das Bezirksgericht hat die Berufung der Verklagten abge­
wiesen. Es hat die Meinung vertreten, daß dem Kläger der 
von der Verklagten zur Verfügung gestellte transportable 
Ofen nicht zugemutet werden könne.
Gegen die Entscheidung des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Die Instanzgerichte hatten darüber zu befinden, ob die Ver­
mieterin berechtigt war, den ortsfesten Kachelofen in der 
Wohnung des Mieters durch eine andere Heizquelle zu er­
setzen. Dabei ist davon auszugehen, daß es die Pflicht des 
Vermieters ist, die Wohnung während der Mietzeit in einem 
zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand zu er­
halten (§ 101 ZGB). Daraus erwächst auch die Verpflich­
tung des Vermieters, nicht mehr betriebsfähige Öfen er­
neuern zu lassen. Wie im Kassationsantrag zutreffend aus­
geführt wird, ist es in einem solchen Fall grundsätzlich 
dem Vermieter überlassen, welche Heizquelle er den Mie­
tern zur Verfügung stellt, sofern gewährleistet bleibt, daß 
sie zur Beheizung des Raumes geeignet ist und keine Ver­
schlechterung der Wohnbedingungen darstellt.
Das Oberste Gericht hat mit Urteil vom 1. August 1975 
- 2 Zz 21/75 - (NJ 1975 S. 644) Kriterien entwickelt, bei 
deren Vorliegen der Vermieter einer vom Mieter auf eigene 
Kosten vorzunehmenden Modernisierungsmaßnahme seine 
Zustimmung nicht verweigern darf. Dazu gehört u. a., daß 
die Modernisierung gesellschaftlich anerkannten Wohnbe- 
dürfnissen entspricht und ohne wesentliche Beeinträchti­
gung des Vermieters oder der Mieter durchführbar ist. 
Diese Grundsätze sind auch auf Fälle der vorliegenden Art 
anzuwenden. Das hat das Kreisgericht im Prinzip auch er­
kannt, indem es grundsätzlich dem Vermieter die Berech­
tigung zuerkannt hat, Kachelöfen durch andere moderne 
Heizquellen zu ersetzen.
Im konkreten Fall hat das Kreisgericht aber — und ihm 
folgend auch das Bezirksgericht — die Berechtigung des 
Vermieters dazu verneint, weil dem Mieter die Benutzung 
des Ofens nicht bedenkenlos zuzumuten sei. Dabei stützt 
es sich auf ein Gutachten des Ofenbaumeisters U., in dem 
festgestellt wird, daß der Ofen für die Beheizung des Rau­
mes ausreichend bzw. übergroß sei. Der Hebel für die Re­
gulierung der Verbrennungsluftzufuhr sei nicht in Ord­
nung. Dadurch würde die Verbrennung unter Luftmangel 
vor sich gehen und Glanzrußansatz entstehen. Die Über-
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